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Richtlinie des Zweckverband Aachener Verkehrsverbund zur Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung des ÖPNV 

- AVV-Richtlinie zur Verwendung der ÖPNV-Pauschale  
nach § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW - 

Die Verbandsversammlung des Zweckverband Aachener Verkehrsverbund (ZV AVV) hat in ihrer 75. 
Sitzung am 04. Dezember 2013 die folgende Richtlinie des ZV AVV zu § 13 Abs. 2 der Satzung für den 
ZV AVV „Richtlinie des Zweckverband Aachener Verkehrsverbund zur Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung des ÖPNV“ beschlossen.

1 Zuwendungszweck 

Der Zweckverband Aachener Verkehrsverbund (ZV AVV) gewährt Zuwendungen zur 

Steigerung der Qualität im ÖPNV unter Verwendung der Pauschale gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG 

NRW in der gesetzlich gebotenen Höhe. Er verfolgt damit das Ziel eines attraktiven, 

fahrgastfreundlichen, die allgemeinen Umwelt- und Klimaschutzziele sowie die Teilhabe aller

Bevölkerungsgruppen gewährleistenden Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Er gibt 

den im ÖPNV tätigen Verkehrsunternehmen durch die Gewährung von Zuwendungen

Anreize, Investitionen zur Schaffung oder Haltung eines Qualitätsniveaus zu tätigen und

Leistungen zu erbringen, die die Verkehrsunternehmen unter reinen Wirtschaftlich-

keitsaspekten nicht bieten können. Mit der Förderung werden den Verkehrsunternehmen

gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegt.

2 Rechtsgrundlagen 

2.1 Der ZV AVV gewährt Zuwendungen nach Maßgabe dieser Förderrichtlinie auf der Grundlage

des ÖPNVG NRW und seiner Zuständigkeit gemäß § 13 Abs. 2 der Satzung des ZV AVV. Er 

beachtet die Vorgaben des Rechts der Europäischen Union durch eine transparente und 

diskriminierungsfreie Förderung von Verkehrsunternehmen und eine auf die Nettomehr-

kosten aus den Qualitätsanforderungen beschränkte Gewährung von Zuwendungen. Er 

behandelt öffentliche und private Verkehrsunternehmen gleich.

2.2 Die Zuwendungen zur Steigerung der Qualität im ÖPNV unter Verwendung der ÖPNV-

Pauschale nach § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW  werden auf der Grundlage dieser Förderrichtlinie

– 2 –



und in Übereinstimmung mit dem Beihilfenrecht der Europäischen Union auf der Grundlage

der VO 1370/20071, bestehender Betrauungen oder der VO 360/20122 gewährt. 

2.3 Zuwendungen an Verkehrsunternehmen, die die Voraussetzungen für die Gewährung von

De-minimis-Beihilfen gemäß der VO 360/2012 erfüllen, werden unter Beachtung der

besonderen Hinweis- und Erklärungspflichten gemäß Art. 3 VO 360/2012 gewährt. Sie dürfen 

500.000 Euro in drei Steuerjahren nicht übersteigen, wobei De-minimis-Beihilfen, die von 

anderen Stellen gewährt werden, auch an verbundene Unternehmen, in die Berechnung des

Höchstbetrages einbezogen werden müssen. Zuwendungen an Verkehrsunternehmen 

außerhalb der VO 360/2012 werden im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags in 

Form eines Zuwendungsverhältnisses nach dieser Förderrichtlinie gewährt.

2.4 Die Gewährung von Zuwendungen erfolgt unter der Bedingung einer Zuweisung der 

erforderlichen Finanzmittel durch das Land NRW.

2.5 Ein Anspruch auf die Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. Der ZV AVV entscheidet 

über die Gewährung von Zuwendungen nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der 

verfügbaren Haushaltsmittel. Sobald die Rechts- und Finanzierungsgrundlagen für die 

Förderung feststehen, wird er die verfügbaren Haushaltsmittel für ein Kalenderjahr möglichst 

bis Ende Januar des Förderjahres – mit Ausnahme für das Förderjahr 2013 – auf seiner

Internetseite bekannt machen, einschließlich Aufteilung auf die Verbandsmitglieder und dem

Vorhabensplan gemäß Nr. 7.3. 

2.6 Die vom Land NRW zugewiesenen Finanzmittel werden auf die Verbandsmitglieder des ZV

AVV unter Beachtung der ÖPNV-Pauschalen-Verordnung vom 18.12.2012 (einschließlich 

Nachfolgeregelung) aufgeteilt und im Rahmen dieser Förderrichtlinie verwendet. Die

vorgenannten Beträge erhöhen sich jeweils durch Zinseinnahmen gemäß § 11 Abs. 3 ÖPNVG 

NRW sowie durch von Verkehrsunternehmen zurückgezahlte Mittel entsprechend der 

Regelungen nach § 11 Abs. 4 ÖPNVG NRW. Die Mittel zur Förderung der Verbandsmitglieder

und der Aachener Verkehrsverbund GmbH (AVV GmbH) gemäß Nr. 11 werden vorab

abgezogen. Die verbleibenden Haushaltsmittel werden unter Beachtung der Aufteilung nach

Satz 1 vorrangig für die Fördergegenstände gemäß Nrn. 3.1 und 3.2 (Fahrzeugförderung)

verwendet. Werden die Haushaltsmittel durch die Fahrzeugförderung nicht aufgebraucht, 

werden sie für den Fördergegenstand gemäß Nr. 3.4 (Servicequalität) verwendet.

1 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 2007 über
öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 
1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates, .ABl. L 315/1 v. 3. Dezember 2007.
2 Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, 
die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen, ABl. L 114/8 v. 26. April 2012. 
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Übersteigen die beantragten Zuwendungen die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, 

erfolgt eine anteilige Förderung. 

2.7 Die Vorhaben (Fahrzeugbeschaffung) werden aus den dem ZV AVV von seinen

Verbandsmitgliedern zur Verfügung gestellten Finanzmitteln (Nr. 2.6) anteilig gefördert. Die

prozentualen Anteile der Verbandsmitglieder an der Zuwendung bemessen sich nach der im

Gebiet eines Verbandsmitgliedes insgesamt erbrachten Fahrplanleistung des antragstellen-

den Verkehrsunternehmens gemäß Nr. 3.3.4 im Verhältnis zur Gesamtfahrplanleistung im 

Gebiet des ZV AVV. Für die Fahrplanleistung ist das Vorvorjahr des Förderjahres maßgeblich

(Basisjahr). Übersteigt der auf ein Verbandsmitglied entfallende Zuwendungsanteil die 

diesem zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, erfolgt eine anteilige Förderung.  Für die 

Antragsprüfung und das Verwendungsnachweisverfahren im Verhältnis zu Aufgabenträgern

außerhalb des Gebietes des ZV AVV  soll das Verbandsmitglied federführend sein, auf dessen

Gebiet der Antragsteller im Basisjahr den größten Anteil seiner Fahrplanleistung erbracht hat.

Für Maßnahmen gemäß Nr. 3.4 kann der ZV AVV einen abweichenden Schlüssel anwenden

oder eine direkt Zuordnung zu einem Verbandsmitglied vornehmen.

2.8 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen, den Nachweis und die 

Prüfung der Verwendung, die Unwirksamkeit, die Rücknahme oder den Widerruf des 

Zuwendungsbescheides, die Rückforderung und Verzinsung der gewährten Zuwendung 

gelten die LHO NRW und die Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO NRW mit ihren Anlagen in 

ihrer jeweils gültigen Fassung, soweit in dieser Förderrichtlinie keine abweichenden

Bestimmungen getroffen werden, und das VwVfG NRW.

2.9 Der ZV AVV kann eine Förderung nach dieser Richtlinie auch auf der Grundlage eines 

öffentlich-rechtlichen Vertrags mit einem Verkehrsunternehmen gewähren, insbesondere,

wenn dies zur längerfristigen Absicherung von Maßnahmen sachgerecht ist.

2.10 Für das Zuwendungsverfahren sind die Muster der Anlagen dieser Förderrichtlinie und 

weitere vom ZV AVV erlassene Anlagen, die Gegenstand eines Zuwendungsbescheids sind, 

verbindlich. Die Förderrichtlinie wird als Satzung erlassen und bekannt gemacht.

2.11 Gemäß § 16 Abs. 7 ÖPNVG NRW unterliegt die Verwendung der Mittel der Prüfung durch den

Landesrechnungshof NRW.

3 Gegenstand der Förderung, Art und Umfang der Zuwendungen 

3.1 Qualitätsstandards von Fahrzeugen
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3.1.1 Gegenstand der Förderung ist der Einsatz von Fahrzeugen mit Ausstattungen gemäß Anlage

1, die zum Zeitpunkt der Beschaffung (Abschluss des Kaufvertrages) und den folgenden zwei

Jahren nicht durch Rechtsvorschriften geboten sind sowie die Betriebsmehrkosten dieser

Ausstattungen. Die Ausstattungen werden unterschieden nach obligatorischen Ausstattun-

gen gemäß Anlage 3, die Fördervoraussetzung sind,  und fakultativen Ausstattungen gemäß 

Anlage 1.  

3.1.2 Die Förderung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage als nicht 

rückzahlbarer Zuschuss für die Beschaffung von Neufahrzeugen mit förderfähigen

Ausstattungen. Die Höhe der Zuwendungen ist in der Anlage 1 für die einzelnen 

Ausstattungen und Fahrzeugtypen ausgewiesen. Die Zuwendungen sind so bemessen, dass 

sie höchstens 80 % der durchschnittlichen Anschaffungskosten der einzelnen Ausstattungen

abdecken. Die Betriebsmehrkosten (Instandhaltung, Treibstoff) werden als pauschalierte

Zuschläge gefördert und als Einmalbetrag abgegolten und sind in  den Fördersätzen gemäß 

Anlage 1 bereits enthalten. Der Prozentsatz ist von 80 auf 70 zu mindern, wenn die

geförderten Fahrzeuge weniger als 90 %, aber mindestens zu 80 % gemäß Nr. 3.3.4

eingesetzt werden und von 70 % auf 60 % zu mindern, wenn die geförderten Fahrzeuge

weniger als 80 %, aber mindestens zu 70 % gemäß Nr. 3.3.4 eingesetzt werden. Das 

Verkehrsunternehmen hat in seiner Antragstellung die Einsatzquote anzugeben. Eine

beschiedene Förderhöhe kann nachträglich nicht mehr angepasst werden; eine

Rückforderung der Zuwendung bei Unterschreiten der Einsatzquote bleibt unberührt.

3.2  Durchschnittsalter der Fahrzeuge

3.2.1 Gegenstand der Förderung ist ein niedriges durchschnittliches Fahrzeugalter der von einem

Verkehrsunternehmen im Linienverkehr des ZV AVV eingesetzten Fahrzeuge. 

3.2.2 Die Förderung hat zur Voraussetzung, dass das Verkehrsunternehmen mindestens

50 % seiner jährlichen Betriebsleistung in Fahrplankilometern oder Fahrplanstunden im

Gebiet des ZV AVV mit Fahrzeugen erbringt, die höchstens 96 Monate alt sind; die 

Auftragsverkehre sind Bestandteil der Betriebsleistung. Für das Fahrzeugalter ist das Datum

der Erstzulassung und der 01.01. des Förderjahres für bereits zugelassene Fahrzeuge

maßgeblich. Unterschreitet das Verkehrsunternehmen den Mindestwert, so ist es 

verpflichtet, die fahrzeugbezogene Förderung anteilig zurückzuzahlen. Zur Ermittlung des 

Rückzahlungsbetrages ist der geringere Prozentsatz einer Unterschreitung (Fahrplan-

kilometer- oder Fahrplanstundenunterschreitung) auf den im Jahr des Unterschreitens noch

in der Zweckbindung befindlichen jahresanteiligen Zuwendungsbetrag der Förderung gemäß 
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Nrn. 3.1 und 3.2 anzuwenden.3 Die Rückzahlungspflicht trifft nur geförderte

Verkehrsunternehmen mit Unternehmerstatus gemäß § 3 PBefG.

3.2.3 Der ZV AVV kann für Auftragsverkehre vereinfachte Nachweise für die jährliche 

Betriebsleistung zulassen. 

3.2.4 Die Förderung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage als nicht 

rückzahlbarer Zuschuss für die Beschaffung von Neufahrzeugen. Die Höhe der Zuwendungen

bemisst sich nach dem AfA-Mehraufwand wegen verkürzter Nutzungsdauern und ist in der 

Anlage 2 für die einzelnen Fahrzeugtypen ausgewiesen. Die Höhe der Zuwendungen wird

gemäß Anlage 2 gemindert, wenn die geförderten Fahrzeuge weniger als 90 % gemäß Nr. 

3.3.4 eingesetzt werden. Das Verkehrsunternehmen hat in seiner Antragstellung die 

Einsatzquote (90 %, 80 % oder 70 %) anzugeben. Eine beschiedene Förderhöhe kann

nachträglich nicht mehr angepasst werden; eine Rückforderung der Zuwendung bei

Unterschreiten der Einsatzquote bleibt unberührt.

3.3  Gemeinsame Vorschriften zur Fahrzeugförderung gemäß Nrn. 3.1 und 3.2

3.3.1 Als Fahrzeuge gelten auf ein Verkehrsunternehmen zugelassene Stadt-Niederflur-

Linienbusse, Überland-Niederflur-Linienbusse, Niederflur-Gelenk-Linienbusse, Niederflur-

Doppelgelenkbusse, Großraum-Niederflur-Linienbusse, Doppeldecker-Niederflur-Linienbus-

se, Niederflur-Midi-Linienbusse, Linien-Kleinbusse sowie Busanhänger für die Personen-

beförderung gemäß Definition der Anlage 2. In Zweifelsfällen der Zuordnung sind ergänzend 

die Rahmenempfehlungen des Verbandes deutscher Verkehrsunternehmen heranzuziehen.

3.3.2 Als Beschaffung gilt der Kauf neuer Fahrzeuge oder der Kauf neuwertiger Fahrzeuge, die

nicht älter als sechs Monate sind (Erstzulassung) oder eine Laufleistung von höchstens 

20.000 Kilometern aufweisen. 

3.3.3 Eine Förderung erfolgt grundsätzlich nur für Niederflurfahrzeuge mit technischem Aus-

stattungsstandard gemäß Anlage 3. Die obligatorischen Ausstattungen gemäß Nr. 3.1.1 und

Anlage 3 sind auch Voraussetzung für die Förderung gemäß Nr. 3.2. Technische Aus-

stattungsstandards der Anlage 3, die nicht durch Rechtsvorschriften geboten sind, werden

entsprechend Nr. 3.1.2 gefördert. Die Höhe der Zuwendungen ist in der Anlage 1 ausge-

wiesen. Zuwendungen für obligatorische Ausstattungsmerkmale sind in den Zuwendungen 

3 Beispiel: 20 geförderte Busse mit einer Zuwendungssumme von 800.000 Euro, verteilt auf 10 Jahre = 80.000
Euro jahresanteiliger Zuwendungsbetrag. Unterschreitung der 50 % um 2 %-Punkte = 48 %. Der 
Wenigereinsatz beträgt 4 % (2/50) und damit der Rückzahlungsbetrag 3.200 Euro.

– 6 –



für förderfähige Fahrzeuge gemäß Anlage 2 enthalten und haben die Förderbeträge aufgrund

des AfA-Nachteils bereits erhöht.

3.3.4 Die geförderten Fahrzeuge müssen jährlich zu mindestens 90 %, bei Minderung des

Prozentsatzes der Förderung gemäß Nr. 3.1.2 Satz 5 zu mindestens 80 % oder 70 %, für

Fahrplanleistungen im Linienverkehr nach §§ 42, 43 PBefG bzw. nach Artikel 2 Nummer 1.1 

oder 1.2 der Verordnung EWG Nr. 684/92 (einschließlich Nachfolgeregelungen), wenn diese

Linienverkehre für die Allgemeinheit geöffnet sind, im Gebiet des ZV AVV eingesetzt 

werden.4 Die Linienverkehre müssen mit den Vorgaben der Nahverkehrspläne der jeweils

betroffenen Verbandsmitglieder des ZV AVV übereinstimmen.

3.3.5 Die Zweckbindung der geförderten Fahrzeuge beträgt 10 Jahre oder 600.000 Kilometer im

Gebiet des ZV AVV. Für Linien-Kleinbusse beträgt sie 7 Jahre oder 300.000 Kilometer. Die 

zeitliche und laufleistungsbezogene Zweckbindung beginnt mit dem Tag der Zulassung auf 

das antragstellende Verkehrsunternehmen.

3.4  Servicequalität 

3.4.1 Gegenstand der Förderung ist die Verbesserung der Servicequalität im Linienverkehr gemäß 

Nr. 3.3.4. Insbesondere werden gefördert:

a) Vorhaltung von Mobilitätszentralen gemäß des Nahverkehrsplans des jeweils

betroffenen Verbandsmitglieds, 

b) Sonder- oder Zusatzformen der Fahrgastinformation,

c) Maßnahmen für Elektronisches Fahrgeldmanagement (EFM),

d) Schulungen des Fahrpersonals über das rechtlich gebotene Maß hinaus, 

e) Marketingmaßnahmen,

f) Marktforschungsprojekte,

g) fahrzeugbezogene Maßnahmen.

Andere Vorhaben können im Einzelfall gefördert werden. Eine Förderung des SPNV ist 

ausgeschlossen. 

3.4.2 Die Förderung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage bei 

Investitionsmaßnahmen und als Festbetragsfinanzierung mit Bemessungsgrundlage bei der

Förderung laufender Betriebskosten, jeweils als nicht rückzahlbarer Zuschuss. 

3.5 Kumulation, Mehrfachförderung, Überkompensationssperre, Teilförderung

4 “Der Einsatz im Linienverkehr schließt notwendige Einsetz-, Umsetz- und Leerfahrten mit ein.“
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3.5.1 Die Förderungen gemäß Nrn. 3.1 und 3.2 und fahrzeugbezogene Vorhaben gemäß Nr. 3.4.1 

dürfen kumuliert werden.

3.5.2 Eine Förderung nach dieser Förderrichtlinie entfällt oder ist zu mindern, wenn für denselben

Fördergegenstand eine weitere Förderung aus öffentlichen Kassen von dem

Verkehrsunternehmen für den Förderzeitraum in Anspruch genommen wird. Hierüber hat

das Verkehrsunternehmen den ZV AVV im Antrag zu informieren. Im Falle der 

Inanspruchnahme weiterer Fördermittel erfolgt zur Vermeidung einer Überkompensation

eine Nichtgewährung oder Minderung oder Rückforderung von Zuwendungen nach dieser 

Förderrichtlinie. Im Regelfall ist die Überkompensation auch bei Mehrfachförderung durch 

eine Eigenbeteiligung von mindestens 20 % der zuwendungsfähigen Kosten auszuschließen.

3.5.3 Die Zuwendungen nach dieser Förderrichtlinie dürfen nicht als Komplementärmittel für 

Maßnahmen genutzt werden, die mit Mitteln aus den §§ 12 und 13 ÖPNVG NRW gefördert

werden. 

4 Zuwendungsempfänger 

Die Zuwendungen nach dieser Förderrichtlinie gemäß Nrn. 3.1 und 3.2 werden öffentlichen

und privaten Verkehrsunternehmen gewährt, die Linienverkehre gemäß Nr. 3.3.4 im Gebiet

des ZV AVV als Unternehmer gemäß § 3 PBefG oder als Auftragnehmer von Unternehmern

erbringen (Auftragsverkehre). Auftragnehmern sollen Zuwendungen als De-minimis-Beihilfen 

gewährt werden. Zuwendungen gemäß Nr. 3.4 werden nur Unternehmern gemäß § 3 PBefG

gewährt.

5 Bewilligungsvoraussetzungen

Zuwendungen dürfen nur unter folgenden Voraussetzungen gewährt werden:

a) Nachweis, dass das Unternehmen Linienverkehre nach §§ 42, 43 PBefG oder nach Artikel 2 
Nummer 1.1 oder 1.2 der Verordnung EWG Nr. 684/92 (einschließlich Nachfolgeregelung) im
Gebiet des ZV AVV betreibt oder für ein solches als Auftragnehmer tätig ist. Auftragnehmer
haben ihren Förderanträgen entsprechende Fahraufträge beizufügen.

b) Nachweis eines Unternehmerstatus gemäß § 3 PBefG bei nach Nr. 3.4 beantragter
Förderung,  

c) Anwendung des Verbundtarifs des AVV, des NRW-Tarifs und – sofern zutreffend – der 
Verbundtarife des VRS und des VRR und die „Beförderungsbedingungen für die Verbund- und
Gemeinschaftstarife in Nordrhein-Westfalen und den NRW-Tarif“ einschließlich tariflicher
Maßnahmen in Umsetzung von § 6 Abs. 3 ÖPNVG NRW in der jeweils gültigen Fassung, 

d) Antragstellung gemäß Muster der Anlage 4 dieser Förderrichtlinie,
e) Erreichung einer Mindesthöhe des Förderbetrags je Zuwendungsbescheid von 1.500 Euro,
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f) Anmeldung zum und Aufnahme in den Vorhabensplan gemäß Nr. 7.3 (Abweichungen von
einer Anmeldung im Antrag können im Einzelfall bei sachlicher Rechtfertigung zugelassen
werden), 

g) Erklärung zur Subventionserheblichkeit, zu den subventionsrechtlichen Pflichten und zur 
Strafbarkeit. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1 Verkehrsunternehmen, die glaubhaft machen können, dass Fahrzeuge, die mindestens zu

20 % für Fahrplanleistungen gemäß Nr. 3.3.4 im Gebiet des ZV AVV eingesetzt werden, den

Anteil von mindestens 70 % gemäß Nr. 3.3.4 nicht einhalten können, können auf Antrag

entsprechend Nr. 3.1 und Nr. 3.2 gefördert werden. Der ZV AVV entscheidet nach

pflichtgemäßem Ermessen unter Beachtung der verkehrlichen Bedeutung der Fahrplan-

leistung für den Verbundverkehr. Er setzt eine angemessene Zuwendungshöhe fest. Die

Bestimmungen dieser Satzung sind anzuwenden.

6.2 Zur Wahrung der Zweckbindung darf ein geförderter Gegenstand, abweichend von den

ANBest-P, an ein Verkehrsunternehmen verkauft werden, das die Fördervoraussetzungen, 

insbesondere gemäß Nrn. 3.3.4 und 4 zum Zeitpunkt des Verkaufs erfüllt und die 

zuwendungsrechtliche Stellung des originären Zuwendungsempfängers übernimmt. Diese

Übernahme ist zum Gegenstand des Kaufvertrags zu machen, der dem ZV AVV im Entwurf 

zur Prüfung vorzulegen ist. Der ZV AVV erlässt einen Zuwendungsbescheid an das kaufende

Verkehrsunternehmen. Dem ZV AVV ist der Verkauf unter Vorlage einer Kopie des 

Kaufvertrages anzuzeigen. Die Vermietung eines geförderten Gegenstands an ein 

Verkehrsunternehmen, das die Fördervoraussetzungen gemäß Nrn. 3.3.4 und 4 im Zeitpunkt 

der Vermietung erfüllt, ist dem ZV AVV anzuzeigen. 

6.3 Im Falle der Insolvenz eines Zuwendungsempfängers ist ein geförderter Gegenstand zuerst 

demjenigen Verkehrsunternehmen zum Kauf anzubieten, das die Verkehre des Zuwendungs-

empfängers fortführt. Ansonsten ist nur ein Verkauf unter Beachtung von Nr. 6.2 statthaft.

6.4 Im Falle der Sicherungsübereignung eines geförderten Gegenstands ist dem

Sicherungsnehmer die Auflage zu machen, den Gegenstand vorrangig gemäß Nr. 6.2 zu

verwerten. 

6.5 Die nach dieser Förderrichtlinie gewährten Zuwendungen sind Subventionen im Sinne des §

264 StGB in Verbindung mit § 1 Landessubventionsgesetz NRW.  

6.6 Zuwendungen werden nur solchen Verkehrsunternehmen bewilligt, bei denen eine

ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der Lage sind, die

Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen (Nr. 1.2 der VV zu § 44 LHO). Die 
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Bewilligungsvoraussetzungen werden anhand von § 2 PBeZugV geprüft. Zur Prüfung der

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit werden die folgenden Prüfkriterien herangezogen:

a) Eigenkapitalausstattung, 

b) Cash-Flow als Innenfinanzierungspotential, 

c) Liquidität zweiten Grades.

Erfüllt das Verkehrsunternehmen alle vorgenannten Kriterien in angemessener Weise, ist die

Förderwürdigkeit gegeben. Bei Nichterfüllung einzelner oder aller Kriterien sind zusätzliche

Prüfhandlungen erforderlich. Auf der Grundlage aller vom Verkehrsunternehmen

vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, ob die Gesamtfinanzierung der beantragten 

Fördermaßnahme durch das Verkehrsunternehmen nach Maßgabe der Nr. 1.2 VV zu § 44

LHO als gesichert angesehen werden kann. Zur Sicherung einer eventuellen 

Rückzahlungsverpflichtung ist vom Antragsteller auf Verlangen des ZV AVV eine

Bankbürgschaft vorzulegen. Bei Antragstellern, die sich überwiegend in öffentlicher Hand

befinden, gilt der Nachweis der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit als erbracht. Die oben

genannte Prüfung bzw. die Vorlage einer Bankbürgschaft ist in diesen Fällen entbehrlich. Der 

ZV AVV verlangt zur Prüfung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit die Vorlage einer

Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder 

eines Steuerberaters, die das Antrag stellende Verkehrsunternehmen auf eigene Kosten 

beibringt. 

6.7 Bei Zuwendungen an Auftragnehmer für Fahrzeuge im Auftragsverkehr ist durch diese sicher 

zu stellen, dass Zuwendungen bei der Bemessung der Auftragsvergütung entsprechend

mindernd berücksichtigt werden.

6.8 Der ZV AVV ist berechtigt, die nach dieser Förderrichtlinie gewährten Zuwendungen in

seinem Jahresbericht gemäß Art. 7 Abs. 1 VO 1370/2007 zu veröffentlichen. Zuwendungs-

empfänger können sich insoweit nicht auf eine Vertraulichkeit bzw. Geheimhaltung berufen.

6.9 Mit der Antragstellung erklärt sich das Verkehrsunternehmen damit einverstanden, dass der 

ZV AVV im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit den Namen des geförderten

Verkehrsunternehmens sowie Höhe und Zweck der Zuwendung bekannt gibt und den

Fördergegenstand für Foto-, Film- und Tonaufnahmen zu Zwecken der

Öffentlichkeitsarbeit des ZV AVV oder der AVV GmbH zur Verfügung stellt.

6.10 Nach dieser Richtlinie geförderte Fahrzeuge müssen ein deutlich sichtbares AVV-Logo nach

Vorgabe des ZV AVV tragen. 

– 10 –



7  Verfahren

7.1 Eine Zuwendung wird nur auf Antrag gewährt. Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind

beim ZV AVV als Bewilligungsbehörde (Zweckverband Aachener Verkehrsverbund, 

Geschäftsstelle, Neuköllner Straße 1, 52068 Aachen) bis zum 31.03. des Förderjahres 

vollständig und prüffähig zu stellen; für das Förderjahr 2013 endet die Antragsfrist am 

31.12.2013. Später eingegangene Anträge oder Antragsänderungen können nur in

begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt werden. Der ZV AVV bestätigt schriftlich den 

Eingang eines Antrags.

7.2 Bei einer beantragten Fahrzeug- oder sonstigen Investitionsförderung ist das

Verkehrsunternehmen berechtigt, auf eigenes Risiko nach Erhalt der Eingangsbestätigung 

eine Bestellung des antragsgegenständlichen Investitionsgegenstands vorzunehmen

(Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmenbeginns nach Nr. 1.3 VV zu § 44 LHO 

NRW). Die Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns begründet keinen Anspruch

auf die Gewährung einer Zuwendung.

7.3 Eine geplante Fahrzeugbeschaffung gemäß den Nrn. 3.1 oder 3.2 oder eine Maßnahme

gemäß Nr. 3.4 (zusammen Vorhaben) ist von dem Verkehrsunternehmen bis zum 30.11. des 

dem Jahr zur Umsetzung des Vorhabens (Förderjahr) vorausgehenden Jahres beim ZV AVV

anzumelden. Hierfür ist das Muster der Anlage 5 zu verwenden. Der ZV AVV erfasst die 

ordnungsgemäß und vollständig angemeldeten Vorhaben in einem Vorhabensplan. Die

Aufnahme eines Vorhabens in den Vorhabensplan begründet keinen Rechtsanspruch auf die

Gewährung einer Zuwendung. Für das Förderjahr 2013 wird kein Vorhabensplan erstellt. 

7.4 Ist nach Ablauf der Antragsfrist gemäß Nr. 7.1 ersichtlich, dass die für das Förderjahr 

verfügbaren Haushaltsmittel des ZV AVV nicht aufgebraucht werden, teilt er dies auf seiner 

Internetseite mit und gewährt eine Nachfrist für die Stellung von Anträgen nach dieser 

Förderrichtlinie. 

7.5 Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt durch einen schriftlichen Zuwendungsbescheid. 

7.6 Bestandteil des Zuwendungsbescheids sind die Bestimmungen dieser Förderrichtlinie und die

ANBest-P, die weitere Bedingungen und Auflagen zum Zuwendungsbescheid enthalten,

deren Nichtbeachtung zur Rücknahme oder zum Widerruf des Zuwendungsbescheids führen

kann.

7.7 Der Zuwendungsempfänger hat dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm abgerufenen 

Fördermittel innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden. Ist dies nicht 

zu erreichen, so hat der Zuwendungsempfänger den ZV AVV hiervon in Kenntnis zu setzen.

Soweit abgerufene Zuwendungsbeträge nicht innerhalb der Frist von zwei Monaten

zweckentsprechend verwendet bzw. zurückgezahlt werden, können für die Zeit von der 

– 11 –



Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz jährlich verlangt werden. 

8. Verwendungsnachweisverfahren, Überkompensationsverbot, -prüfung und -
korrektur 

8.1 Der ZV AVV verlangt Verwendungsnachweise nach dieser Förderrichtlinie nach seinen

Vorgaben. Zum Nachweis von Beschaffungen und der Einhaltung der Voraussetzungen und

Zweckbindungen gemäß Nrn. 3.1.1, 3.2.2, 3.3.4 und 3.3.5 hat der Zuwendungsempfänger bis 

zum 30.06. des dem Förderjahr folgenden Jahres eine Fahrzeugliste nach vorgegebenem

Muster vorzulegen. In der Fahrzeugliste sind die geförderten Fahrzeuge und sonstigen

Fahrzeuge zur Nachweisführung gemäß Nr. 3.2.2 (Flottenalter) getrennt aufzuführen. Der ZV

AVV ist berechtigt, auch ohne konkreten Prüfanlass, die Richtigkeit der Angaben der

Fahrzeugliste oder sonstiger Nachweise durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und

sonstige Geschäftsunterlagen oder durch Inaugenscheinnahme von geförderten Fahrzeugen

stichprobenhaft zu prüfen; er kann hierfür Beauftragte einsetzen.

8.2 Ergänzend zur Fahrzeugliste sind Kopien der Zulassungsbescheinigung Teil II,

Rechnungskopien und Kopien der Zahlungsnachweise und Kopien der KFZ-Steuerbefreiung

beizufügen; für sonstige Fahrzeuge reicht die Zulassungsbescheinigung Teil II aus. Zum

Nachweis von Ausstattungen kann der ZV AVV gesonderte Nachweise verlangen. 

8.3 Näheres regelt der Zuwendungsbescheid, in dem auch Bestimmungen über eine

Rückforderung, Rückzahlung der Zuwendung enthalten sind. Dies gilt insbesondere für den

Fall, dass  

a) sich die Angaben des Antragstellers nachträglich als unrichtig erweisen, 

b) das geförderte Fahrzeug innerhalb der Zweckbindung nicht zweckentsprechend

verwendet wird, 

c) weitere anrechnungspflichtige Finanzierungshilfen für dasselbe, neu angeschaffte

Fahrzeug gewährt werden, 

d) die Verwendung nicht fristgerecht oder nicht ordnungsgemäß nachgewiesen wird oder

die Fördervoraussetzungen nachträglich entfallen. 

Rückzahlungsansprüche sind mit 5 % über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB

jährlich zu verzinsen.

8.4 Die Zuwendungen nach dieser Förderrichtlinie dürfen zu keiner Überkompensation des 

Verkehrsunternehmens führen. Die Kontrolle, ob eine Überkompensation vorliegt, erfolgt für

jedes Förderjahr im Rahmen der Überkompensationsprüfung gemäß der AVV-Richtlinie zur 
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Verwendung der Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11a ÖPNVG NRW anhand der

Ergebnissituation des Verkehrsunternehmens unter Berücksichtigung der bilanziellen

Behandlung der Zuwendungen. Für die Rückforderung einer Überkompensation ist die AVV-

Richtlinie zur Verwendung der Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11a ÖPNVG NRW

anzuwenden. Für Zuwendungen, die als De-minimis-Beihilfen gemäß der VO 360/2012 

gewährt werden, entfällt der Nachweis. 

8.5 Abweichend von Nr. 8.4 können Verkehrsunternehmen, deren Linienverkehre gemäß Nr.

3.3.4 Bestandteil einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung  unter Beachtung des Rechts 

der Europäischen Union sind (Betrauung), den Nachweis der Nicht-Überkompensation auch

durch die Vorlage einer von einem Wirtschaftsprüfer testierten Ergebnisrechnung für die

Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung erbringen, die den Anforderungen des 

Anhangs der VO 370/2007 gerecht wird. 

8.6 Im Falle einer Überkompensation verlangt der ZV AVV die Zuwendung ganz oder teilweise zur

Vermeidung einer Beihilfe einschließlich Verzinsung zurück.

8.7 Der ZV AVV kann auf die Nachweisführung gemäß Nr. 8.4 verzichten, wenn die Zuwendung

50.000,00 Euro im Förderjahr nicht übersteigt. 

9 Verwendung nicht aufgebrauchter Haushaltsmittel 

Werden die Haushaltsmittel des ZV AVV, die er aus den vom Land NRW zugewiesenen

Finanzmitteln gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW für die Förderung nach dieser Richtlinie

verwenden will, durch die Antragstellungen von Verkehrsunternehmen nicht aufgebraucht, 

so teilt er dies seinen Verbandsmitgliedern unter Ausweis des auf jedes Verbandsmitglied

entfallenden Mittelanteils mit. Diese können dann binnen einer vom ZV AVV gesetzten Frist 

einen Antrag auf Gewährung von Mitteln zur Finanzierung von ihnen betrauter 

Verkehrsleistungen im ZV AVV stellen. Der ZV AVV bewilligt seinen Verbandsmitgliedern die

nicht aufgebrauchten Haushaltsmittel mit der Auflage einer Weiterleitung an die

Verbundverkehrsunternehmen zur Verwendung für die Erbringung betrauter Verkehrs-

leistungen im Gebiet des ZV AVV. Der Nachweis der zweckgemäßen Mittelverwendung kann 

durch eine testierte Ergebnisrechnung gemäß Nr. 8.5 erbracht werden.

10 Übergangsregelungen

10.1 Für Anträge von Verkehrsunternehmen, die nach dem  31.05.2012 gestellt wurden, können 

auf der Grundlage dieser Förderrichtlinie Zuwendungen beschieden werden, wenn sie mit 
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ihren wesentlichen Anforderungen vereinbar sind. Der ZV AVV darf für die Gewährung

solcher Zuwendungen auf Haushaltsmittel der Jahre 2012 und 2013 zurückgreifen. 

10.2 Für nicht aufgebrauchte Haushaltsmittel des Jahres 2012 gilt Nr. 9 entsprechend. 

11  Förderung der Verbandsmitglieder und der AVV GmbH 

Der ZV AVV leitet Mittel aus der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW i. V. m. 

§ 13 Abs. 4 der Satzung des ZV AVV in Höhe von jeweils 145.000 Euro je Verbandsmitglied 

und somit insgesamt 580.000 Euro an die Verbandsmitglieder sowie in Höhe von jeweils 

25.000 Euro je Verbandsmitglied und somit insgesamt 100.000 Euro an die AVV GmbH – 

höchstens jedoch insgesamt bis zu 20 % der ÖPNV-Pauschale – für Zwecke des ÖPNV weiter.

Für die Verwendung der weitergeleiteten Mittel gelten die Bestimmungen dieser

Förderrichtlinie nicht. 

12  Anreizregelung 

Das Verfahren zur Gewährung von Ausgleichsleistungen nach dieser Richtlinie gibt den

Verkehrsunternehmen einen Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer 

wirtschaftlichen Geschäftsführung und der Erbringung von Personenverkehrsdiensten in

ausreichend hoher Qualität. Die qualitativen Vorgaben für die Verkehrsunternehmen

ergeben sich aus den Anforderungen nach dieser Richtlinie sowie aus den jeweils gültigen

Nahverkehrsplänen der Verbandsmitglieder des ZV AVV. Da die Förderung der 

Verkehrsunternehmen nach dieser Richtlinie auf 80 % der zuwendungsfähigen Kosten

beschränkt ist, tragen die Verkehrsunternehmen das Marktrisiko. Daraus resultiert ein 

Anreiz, die Wirtschaftlichkeit des jeweiligen Unternehmens stetig zu steigern.

13  Revision 

13.1 Der ZV AVV wird die Anlagen 1 und 3 anpassen, wenn Ausstattungen durch die Änderung von

Rechtsvorschriften obligatorisch werden. Er wird die Anlagen 1 und 3 anpassen, wenn die 

technische Entwicklung oder Erfordernisse des Fahrgastmarktes hierzu Anlass geben.

13.2 Die Höhe der Zuwendungen wird der ZV AVV in gebührenden Zeitabständen darauf hin 

überprüfen, ob sie an die Preisentwicklung anzupassen ist.
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14  Inkrafttreten 

Diese Förderrichtlinie tritt rückwirkend zum 01.01.2013 in Kraft. 

Anlagen 
Anlage 1: Fakultative Ausstattungen (inklusive Fördersätze) 
Anlage 2: Definition der förderfähigen Fahrzeuge (inklusive Fördersätze) 
Anlage 3: Obligatorische Ausstattungen 
Anlage 4: Musterantrag
Anlage 5: Musterformular Anmeldung Vorhabensplan 
Anlage 6: Musterzuwendungsbescheid
Anlage 7: Verwendungsnachweis und Fahrzeugliste

Aachen, 04.12.2013 

Stephan Pusch 
Verbandsvorsteher

Bekanntmachungsanordnung:

Die Richtlinie des Zweckverbandes Aachener Verkehrsverbund zur Gewährung von Zuwendungen zur
Förderung des ÖPNV vom 04. Dezember 2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in
Verbindung mit § 8 Absatz 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen die 
vorstehende Richtlinie nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) die Richtlinie ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber dem Zweckverband Aachener Verkehrsverbund
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Heinsberg, 16.12.2013 

Stephan Pusch 
Verbandsvorsteher
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